
Vorlagefragen

1. Verwehrt es das Recht der Europäischen Union, insbesondere
Art. 6 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 60/2004 (1) der Kom-
mission in Verbindung mit Erwägungsgrund 3 der Verord-
nung (EG) Nr. 832/2005 (2) der Kommission sowie Art. 4
Abs. 1 und 2 der Verordnung (EG) Nr. 1972/2003 (3) der
Kommission, den Umfang des überschüssigen Lagerbestands
eines Marktteilnehmers so festzustellen, dass automatisch
von dem überschüssigen [sic] Lagerbestand (als Übergangsbe-
stand) der um den Faktor 1,2 erhöhte durchschnittliche
Lagerbestand des Marktteilnehmers am 1. Mai der letzten —

nicht mehr als vier — Tätigkeitsjahre vor dem 1. Mai 2004
abgezogen wird?

Wenn die Frage zu bejahen ist, fiele dann die Antwort anders
aus, wenn bei der Bestimmung des Umfangs des Übergangs-
bestands und des überschüssigen Lagerbestands auch ein
Anstieg des Erzeugungs-, Verarbeitungs- oder Verkaufsvolu-
mens des Marktteilnehmers, die Zeit für das Ausreifen des
entsprechenden landwirtschaftlichen Erzeugnisses, die Zeit
der Bildung der Lagerbestände sowie andere, von dem Markt-
teilnehmer unabhängige Umstände berücksichtigt werden
können?

2. Steht es im Einklang mit dem Ziel des Rechts der Europä-
ischen Union, insbesondere dem der Verordnung (EG)
Nr. 1972/2003 der Kommission, den gesamten Lagerbestand
an einem landwirtschaftlichen Erzeugnis, der sich am 1. Mai
2004 im Besitz eines Marktteilnehmers befand, als dessen
überschüssigen Lagerbestand anzusehen?

3. Schließt es das Recht der Europäischen Union, insbesondere
Art. 4 der Verordnung (EG) Nr. 1972/2003 der Kommission
sowie Art. 6 der Verordnung (EG) Nr. 60/2004 der Kommis-
sion, dann, wenn ein Marktteilnehmer seine Tätigkeit mit
dem entsprechenden landwirtschaftlichen Erzeugnis weniger
als ein Jahr vor dem 1. Mai 2004 begonnen hat, aus, dass
dieser Marktteilnehmer selbst nachweisen muss, dass der
Umfang des am 1. Mai 2004 in seinem Besitz befindlichen
Lagerbestands an dem landwirtschaftlichen Erzeugnis dem
Umfang des Lagerbestands an dem landwirtschaftlichen
Erzeugnis entspricht, den er gewöhnlich erzeugen, verkaufen
oder auf andere Weise entgeltlich oder unentgeltlich übertra-
gen oder erwerben würde?

Wenn die Frage zu bejahen ist, fiele dann die Antwort anders
aus, wenn die Behörde unabhängig von der Nachweispflicht
des Marktteilnehmers verpflichtet ist, auf der Grundlage der
von ihm abgegebenen Erklärung über das entsprechende
landwirtschaftliche Erzeugnis bei der Festsetzung des Über-
gangsbestands und des überschüssigen Lagerbestands des
Marktteilnehmers einen Anstieg seines Erzeugungs-, Verarbei-
tungs- oder Verkaufsvolumens sowie seines Lagerbestands
nach dem 1. Mai 2004 zu berücksichtigen?

4. Steht es im Einklang mit dem Ziel der Verordnung (EG)
Nr. 1972/2003 der Kommission sowie der Verordnung (EG)
Nr. 60/2004 der Kommission, die Abgabe auf überschüssigen
Lagerbestand auch dann zu erheben, wenn bei dem Markt-
teilnehmer für den 1. Mai 2004 ein überschüssiger Lagerbe-
stand festgestellt wird, er jedoch nachweist, dass er aus der
Vermarktung des überschüssigen Lagerbestands nach dem

1. Mai 2004 keinen tatsächlichen Vorteil in Gestalt eines
Preisunterschieds gezogen hat?

5. Kann Art. 6 Abs. 3 der Verordnung (EG) Nr. 60/2004 der
Kommission, wonach bei der Feststellung der Überschuss-
mengen an Zucker, Isoglucose und Fructose u. a. die Lagerka-
pazitäten berücksichtigt werden, dahin ausgelegt werden,
dass dann, wenn die Lagerkapazitäten eines Marktteilnehmers
im Lauf des Jahres vor dem Beitritt vergrößert wurden, dies
eine Grundlage dafür bildet, den am 1. Mai 2004 im Besitz
des Marktteilnehmers befindlichen überschüssigen Lagerbe-
stand an dem landwirtschaftlichen Erzeugnis unabhängig
von der wirtschaftlichen Tätigkeit des Marktteilnehmers
sowie dem Umfang seiner Verarbeitung des landwirtschaftli-
chen Erzeugnisses und des entsprechenden Lagerbestands in
den Tätigkeitsjahren vor dem 1. Mai 2004 sowie in den zwei
Jahren nach dem 1. Mai 2004 niedriger anzusetzen?

6. Schließt es Art. 10 der Verordnung (EG) Nr. 1972/2003 der
Kommission aus, die Abgabe auf überschüssigen Lagerbe-
stand von dem Marktteilnehmer mit Steuerbescheid einzufor-
dern, wenn der Steuerbescheid zwar in der Zeit der Geltung
der Verordnung — am 30. April 2007 — erlassen wurde,
aber nach innerstaatlichem Recht gegenüber dem Marktteil-
nehmer erst nach Außerkrafttreten der Verordnung der Kom-
mission wirksam geworden ist und das innerstaatliche Recht
keine Frist für die Einforderung der Lagerbestandsabgabe vor-
sieht?

(1) Vom 14. Januar 2004 mit Übergangsmaßnahmen für den Zuckersek-
tor infolge des Beitritts der Tschechischen Republik, Estlands,
Zyperns, Lettlands, Litauens, Ungarns, Maltas, Polens, Sloweniens
und der Slowakei, ABl. L 9, S. 8.

(2) Vom 31. Mai 2005 über die Feststellung der Überschussmengen an
Zucker, Isoglucose und Fructose für die Tschechische Republik, Est-
land, Zypern, Lettland, Litauen, Ungarn, Malta, Polen, Slowenien und
die Slowakei, ABl. L 138, S. 3.

(3) Vom 10. November 2003 über die aufgrund des Beitritts der Tsche-
chischen Republik, Estlands, Zyperns, Lettlands, Litauens, Ungarns,
Maltas, Polens, Sloweniens und der Slowakei zu treffenden Über-
gangsmaßnahmen für den Handel mit landwirtschaftlichen Erzeug-
nissen, ABl. L 293, S. 3.
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Beklagte: Italienische Republik

Anträge

Die Klägerin beantragt,

— festzustellen, dass die Italienische Republik dadurch gegen
ihre Verpflichtungen aus der Richtlinie 2001/23/EG versto-
ßen hat, dass sie Art. 47 Abs. 5 und 6 des Gesetzes Nr. 428
vom 29. Dezember 1990 im Fall der Zahlungsunfähigkeit
des Arbeitgebers im Sinne von Art. 2 Abs. 5 Buchst. c des
Gesetzes Nr. 675 vom 12. August 1977 beibehalten hat, so
dass beim Übergang eines Unternehmens, bei dem eine
„schwierige wirtschaftliche Lage“ festgestellt wurde, die in
den Art. 3 und 4 der Richtlinie genannten Ansprüche der
Arbeitnehmer nicht gewährleistet sind;

— der Italienischen Republik die Kosten aufzuerlegen.

Klagegründe und wesentliche Argumente

Die Kommission vertritt die Ansicht, dass das Gesetz
Nr. 428/90 (Art. 47 Abs. 5 und 6) der Richtlinie 2001/23/EG
des Rates vom 12. März 2001 zur Angleichung der Rechtsvor-
schriften der Mitgliedstaaten über die Wahrung von Ansprüchen
der Arbeitnehmer beim Übergang von Unternehmen, Betrieben
oder Unternehmens- oder Betriebsteilen (1) zuwiderläuft, soweit
die der Cassa integrazione guadagni straordinaria (Sonderkasse
für Eingliederungsentgeltleistungen bei Eingliederung, CIGS)
angeschlossenen, auf den Erwerber übertragenen Mitarbeiter des
Unternehmens die nach Art. 2112 des Codice civile vorgesehe-
nen Ansprüche mit Ausnahme etwaiger gemäß einer Vereinba-
rung mit den Gewerkschaften vorgesehener Garantien (die
„Meistbegünstigungsregelung“ nach Art. 47 Abs. 5) verlören.

Das bedeute, dass die der CIGS angeschlossenen Arbeitnehmer
bei einer schwierigen wirtschaftlichen Lage im Fall eines Unter-
nehmensübergangs nicht die nach den Art. 3 und 4 der Richt-
linie vorgesehenen Garantien erhielten.

Art. 47 Abs. 6 des fraglichen Gesetzes bestimmt: „Die Arbeit-
nehmer, die vom Erwerber, Käufer oder neuen Betreiber nicht
übernommen werden, sind bei den von diesen vorgenommenen
Einstellungen ab dem Übergang ein Jahr lang oder für einen län-
geren Zeitraum, wenn die Kollektivverträge dies vorsehen,
bevorrechtigt. Art. 2112 Codice civile ist auf die genannten
Arbeitnehmer, die vom Erwerber, Käufer oder neuen Betreiber
nach dem Übergang des Unternehmens eingestellt werden, nicht
anwendbar.“

Die italienische Regierung bestreite die Auffassung der Kommis-
sion nicht, dass die der CIGS angeschlossenen Arbeitnehmer bei
einer schwierigen wirtschaftlichen Lage im Fall eines Unterneh-
mensübergangs nicht die nach den Art. 3 und 4 der Richtlinie

vorgesehenen Garantien erhielten, meine aber, dass im vorliegen-
den Fall Art. 5 Abs. 3 der Richtlinie anwendbar sei.

Die Kommission macht geltend, dass diese Vorschrift im Fall
eines Übergangs eines Unternehmens, bei dem sich der Veräuße-
rer in einer schwierigen wirtschaftlichen Lage befinde, Änderun-
gen der Arbeitsbedingungen der Arbeitnehmer zur Erhaltung
von Arbeitsplätzen zulasse, wenn der Fortbestand des Unterneh-
mens, Betriebs oder Unternehmens- bzw. Betriebsteils gesichert
sei. Diese Vorschrift ermächtige den Mitgliedstaat jedoch nur
dazu, zuzulassen, dass der Veräußerer und die Arbeitsnehmer-
vertreter unter solchen Umständen eine Änderung der Arbeits-
bedingungen vereinbaren, nicht jedoch, wie mit Art. 47 Abs. 5
und 6 des Gesetzes Nr. 428/90 geschehen, die Anwendung der
Art. 3 und 4 der Richtlinie auszuschließen.

(1) ABl. L 82, S. 16.
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Beklagter: Königreich Spanien

Anträge

Die Klägerin beantragt,

— festzustellen, dass das Königreich Spanien dadurch gegen
seine Verpflichtungen aus den Art. 39 und 56 EG-Vertrag
und den Art. 28 und 40 des EWR-Abkommens verstoßen
hat, dass es die von Gebietsansässigen in Spanien erzielten
Gewinne bis zum 31. Dezember 2006 anders behandelt hat
als die von Gebietsfremden erzielten Gewinne;

— dem Königreich Spanien die Kosten aufzuerlegen.
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